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Mitglieder-Info Nr. 40/2012 
Rückforderung überzahlten Blindengeldes 

hier: Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Koblenz vom 25.06.2012  
Az. 7 A 10286/12.OVG 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Anlage übersende ich Ihnen die o. g. Entscheidung zur Kenntnis. 

In dem Fall war strittig, inwieweit der erblindete Kläger verpflichtet war, überzahltes Blinden-
geld zu erstatten, weil er die Blindengeldstelle nicht über seinen Heimaufenthalt informiert hat.  

Das OVG stellt in dieser Entscheidung fest, dass einem blinden oder sehbehinderten Men-
schen ein Bescheid in der üblichen Schriftform wirksam bekannt gegeben werden kann. So-
fern aber ein Vordruck oder ein Bescheid Hinweise auf Mitteilungspflichten enthalte, müsse 
die Behörde diese Hinweise einem blinden oder sehbehinderten Menschen in wahrnehmbarer 
Form zugänglich machen. Sei dies nicht geschehen, verletze jener seine Mitteilungspflicht 
allenfalls grob fahrlässig, wenn ihm die Hinweise von einem Dritten vollständig vorgelesen 
worden sind oder wenn er – etwa aufgrund vergleichbarer früherer Vorfälle – Veranlassung 
gehabt hätte, gegenüber einem Dritten ausdrücklich auf der vollständigen Wiedergabe des 
Vordruckes oder des Bescheides zu bestehen. 

Zur weiteren Begründung darf ich auf die beigefügte Entscheidung verweisen. 

 
Mit freundlichen Grüßen  

gez.: 

Matthias Krömer 
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